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Mit dem Symposium „Ein neues
Einkommensteuergesetz für
Deutschland“ hat die Kommis-

sion „Steuergesetzbuch“ die öf-
fentliche Vorstellung zentraler
Elemente einer umfassenden Er-

tragsteuerreform abge-
schlossen. Sie wird nun
konkrete Gesetzestext-
vorschläge, darunter ein
neues Einkommensteu-
ergesetz, erarbeiten.

Das geltende Einkom-
mensteuergesetz mit
über 182 Paragraphen
ist nicht sanierungsfähig.
In den letzten Jahr-
zehnten einer Steuerge-
setzgebung, die stets
nur damit beschäftigt
war, tagespolitischen In-
teressen zu genügen, hat
das Einkommensteuer-
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recht eine an vielen Stellen miss-
gestaltete Komplexität entwickelt.
Ordnung und Prinzipien sind
kaum mehr erkennbar. Ein Über-
maß an Regelungen und Ausnah-
metatbeständen lähmt jede wirt-
schaftliche Entwicklung. Bürger
und Unternehmen leiden unter
Komplexität und Planungsunsi-
cherheit und sind der überhöhten
bürokratischen und finanziellen
Belastungen überdrüssig.

Deshalb wird es dringend Zeit,
das Einkommensteuergesetz neu
zu verfassen und auf bewährte
Grundstrukturen zurückzuführen.
Damit, wie dieses konkret ausse-
hen sollte, haben sich die Refe-
renten aus verschiedenen Pers-
pektiven auseinandergesetzt.

Gruppenbild mit Dame: Die Steuerexperten Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer, Prof. Dr. Roman Seer, Prof. Dr. Joachim Lang, 
Dr. Martina Baumgärtel, Minister Dr. Helmut Linssen MdL und MinDirig. Werner Widmann.
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Konzeption und Grundelemente 
eines neuen Einkommensteuergesetzes
Prof. Dr. Joachim Lang, Universität zu Köln, 
Vorsitzender der Kommission „Steuergesetzbuch“

Seinen Ausführungen stellte Pro-
fessor Lang voran, dass die Kom-
mission „Steuergesetzbuch“ eine
Ertragsteuerreform mit erster Prio-
rität einer Unternehmensteuerre-
form für dringend notwendig halte.
Darin stimme sie mit den Ausfüh-
rungen des Sachverständigenra-
tes in seinem Jahresgutachten
2005/06 überein. Das Steuerrecht
könne und müsse zu einer Sen-

Im Dreiklang zum „Magischen Viereck“
Prof. Dr. Michael Eilfort, Vorstand der Stiftung Marktwirtschaft

Nach den Vorschlägen erstens
zur Reform der Unternehmens-
besteuerung und zweitens zur
Neuordnung der Kommunal-
finanzen folgt, drittens, das Kon-
zept einer Einkommensteuerre-
form. Auch dieses hat als Teil
unseres Dreiklangs gute Erfolgs-
chancen: Laut schwarz-rotem
Koalitionsvertrag gibt es eine rea-
listische Umsetzungsperspektive
für eine große Steuerreform zum
1.1. 2008.

Wir arbeiten für ein wettbewerbs-
fähiges, transparentes und ge-
rechtes Steuersystem, in dessen
Rahmen sich die zentralen Ele-
mente Einkommensteuern, Un-
ternehmensbesteuerung und
Kommunalfinanzen schlüssig zu-
sammenfügen. Bürger wie Wirt-
schaft brauchen Leistungsanrei-
ze, Rechtssicherheit und Ver-
trauen als Grundlage für Konsum
und Investitionen. Nur so errei-
chen wir Wachstum, Arbeit und
neuen Wohlstand. Auch Vereinfa-
chung gerade im Einkommen-
steuerrecht muss auf der Agenda
bleiben. Und: Finanzpolitik darf
nicht nur Haushaltspolitik sein.

Der Kommission jedenfalls geht
es in erster Linie um eine Struk-
turbereinigung. Uns eint die Er-
kenntnis, dass das deutsche Be-
mühen um Einzelfallgerechtigkeit
für jeweils wenige am Ende zu
Ungerechtigkeit für alle führt.
Deshalb freuen wir uns über die
Absicht der großen Koalition, im
Anschluss an Finanzpolitik nach
Kassenlage eine Finanzpolitik mit
System angehen zu wollen. Wir
sind der Überzeugung, dass
genau darin die Voraussetzung
liegt, überhaupt erst die Kassen-
lage nachhaltig zu verbessern.

Die Kommission hat sich ein
„magisches Viereck“ zum Ziel
gesetzt – ein Steuersystem, das

1) für alle Bürger verständlich ist,
als sozial ausgewogen akzep-
tiert wird und den Menschen
so wenig Zeitaufwand wie
möglich abverlangt,

2) die Wettbewerbsposition deut-
scher Unternehmen deutlich
verbessert und sie nachhaltig
und praxistauglich entlastet,
insbesondere von Bürokratie,

3) die kommunale Autonomie
stärkt, indem es Städten und
Gemeinden eine breitere Ein-
nahmenbasis und ein stetige-
res Aufkommen verschafft,

4) Bund und Ländern allenfalls
eine Anschubfinanzierung in
der Startphase abverlangt,
mittel- und langfristig indes
kräftige Wachstumsimpulse
setzt und damit zu mehr Steu-
ereinnahmen und weniger
Sozialausgaben beiträgt.

Anders als das magische
Viereck in der Hochphase der
„Globalsteuerung“ zu Zeiten der
letzten großen Koalition ist das
Erreichen dieser Ziele nicht mit
einer Quadratur des Kreises
gleichzusetzen. Es ist möglich!

kung der Arbeitslosigkeit beitra-
gen. Dies habe auch seine Bera-
tungstätigkeit für die osteuropäi-
schen Staaten im Zusammenhang
einer Unternehmensteuerreform
unter besonderer Berücksichti-
gung ökonomischer Belange ge-
zeigt, so Lang. 

Zur Notwendigkeit eines neuen
Einkommensteuergesetzes führte

Lang aus, dass die Gründung der
Kommission „Steuergesetzbuch“
auch auf der Erkenntnis basiere,
dass das geltende Einkommen-
steuergesetz nicht mehr sanie-
rungsfähig sei. Das Einkommen-
steuerrecht habe vor allem seine
Gerechtigkeitsfunktion verloren.
Die notwendige Strukturreform
könne daher ohne Neufassung
des Einkommensteuergesetzes
nicht verwirklicht werden. In die-
sem Zusammenhang verstehe
sich die Kommission als Dienst-
leister für eine Politik der Erneue-
rung, die Partikularinteressen
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daher nicht nur das Wegstreichen
von Steuerabzugstatbeständen
verstanden werden; ein sicheres,
planbares und einfaches Recht
könne nur durch die folgerichtige
Verwirklichung von Prinzipien er-
reicht werden. Flankiert werden
müsse dies durch streitfeste Re-

gelungen mit Typisierung und Pau-
schalierung. Dies gelte insbeson-
dere in den Grenzbereichen von
Privat- und Erwerbssphäre. Eine
prinzipientreue Besteuerung nach
der Leistungsfähigkeit bilde dann
die Grundlage für die Entschei-
dungsneutralität der Steuernor-
men, soweit wirtschaftlich gleiche
Sachverhalte vorliegen. 

Die Vereinfachung der Einkom-
mensteuerpraxis sei aber auch
ohne Vereinfachung und Effektuie-
rung des Verfahrens undenkbar.
Dies gelte insbesondere für die
Steuererklärungen. Gerade Arbeit-
nehmer und andere Steuerpflichti-
ge mit quellenbesteuerten Einkünf-
ten müssten und könnten in einem
elektronischen Verfahren drastisch

entlastet werden. Ziel sei langfri-
stig der Steuererklärungsentwurf.

Für die Neukonzeption des Ein-
kommensteuergesetzes müssten
außerdem internationale Rechts-
bedingungen beachtet werden.
Immerhin stehe die Ertragsbe-
steuerung im Mittelpunkt der eu-
ropäischen und internationalen
Wettbewerbsfähigkeit. Für die
Minderung der Arbeitslosigkeit
gehe es darum, dass sich
Deutschland wieder von einem
Wegzugs- in ein Zuzugsland wan-
dele. Die Kommission „Steuerge-
setzbuch“ sei der Auffassung,
dass sich mit dem Dualismus von
Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer, ausgebaut zu einer
Allgemeinen Unternehmensteuer,
eine höhere Wettbewerbsfähigkeit
verwirklichen lasse als mit einer
dualen Einkommensteuer. 

Zu den Grundentscheidungen der
Kommission „Steuergesetzbuch“,
so Lang, gehöre die Beibehaltung
eines progressiven Einkommen-
steuertarifs. Dabei erfolge keine
Empfehlung für einen bestimmten
Tarif; dies sei Sache der Politik. Zu-
gleich sei es der Kommission
wichtig, die soziale Ausgewogen-
heit in der Einkommensteuer zu
berücksichtigen. Vor dem Hinter-

Forderte eine einfache und gerechte Einkommensteuer: Prof. Dr. Joachim Lang,
Vorsitzender der Kommission „Steuergesetzbuch“.

„Kompliziertheit kann
ebenso abschreckend

wirken wie zu hohe 
Steuersätze.“

und ideologische Verzerrungen
im Steuerrecht überwindet. 

Zur Konzeption und zur Zieldefi-
nition eines neuen Einkommen-
steuergesetzes, so Lang, müsse
erkannt werden, dass das Ein-
kommensteuergesetz das Herz-
stück der Ertragsbesteuerung sei.
Eine Unternehmensteuerreform
mit dem Ziel der Rechtsformneu-
tralität sei ohne Reform des Ein-
kommensteuergesetzes nicht
leistbar. Rechtsformneutralität
setze insbesondere die Neuord-
nung des Einkünftekataloges und
eine Besteuerung der privaten
Veräußerungseinkünfte voraus. 

Das Einkommensteuergesetz sei
zugleich auch das Herzstück der
Steuergerechtigkeit. Dies bedeute
eine gleichmäßige Aufteilung der
Steuerlasten nach dem Besteue-
rungsgrundsatz der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit. Die
Kommission „Steuergesetzbuch“
halte daher an dem Grundsatz der
synthetischen Einkommensteuer
fest. Die Konzeption unterscheide
sich damit vom Konzept einer
dualen Einkommensteuer, die Ka-
pitaleinkommen niedrig proportio-
nal und Arbeitseinkommen hoch
progressiv besteuern wolle. 

Ausgangspunkt einer leistungs-
fähigkeitsgerechten Besteuerung
müsse das Nettoprinzip sein: Für
die Steuerlast dürfe nur berück-
sichtigt werden, was dem Steu-
erpflichtigen nach Erwerbsauf-
wendungen und Ausgaben für
den existenznotwendigen Le-
bensbedarf verbleibe. 

Lang fügte an, die folgerichtige
Verwirklichung leistungsfähigkeits-
gerechter Prinzipien führe zu mehr
Rechts- und Planungssicherheit
sowie zu einem wesentlich einfa-
cheren Einkommensteuerrecht.
Unter Steuervereinfachung dürfe



2. Die lohnsteuerpflichtigen Ein-
künfte aus nichtselbständi-
ger Tätigkeit. 

3. Die kapitalertragsteuerpflich-
tigen Einkünfte aus Finanz-
kapital.

4. Die nachgelagert besteuer-
ten Einkünfte aus Zukunfts-
sicherung mit Abzugssteuer. 

Der Vorschlag für die Einkünfte
aus Unternehmen orientiere sich
an einem weiten europarechtli-
chen Unternehmensbegriff, wie er
auch dem Umsatzsteuerrecht zu-
grunde liege. Dazu gehörten u.a.
die bisherigen Einkünfte aus Ge-
werbebetrieb, aus Land- und
Forstwirtschaft, aus freiberuflicher
Tätigkeit und auch aus Vermie-
tung und Verpachtung. Ein weit
gefasster Unternehmensbegriff
sei zugleich Grundbedingung für
die Rechtsformneutralität der
Unternehmensbesteuerung. 

Zu den Einkünften aus Finanzka-
pital sollen alle kapitalertragsteu-
erpflichtigen und nicht nachgela-
gerten, also periodisch besteuer-
ten Kapitaleinkünfte wie Zinsen
und Dividenden gezählt werden.
Zu den Einkünften aus Zukunfts-
sicherung sollen Pensionen und

Bezüge aus den gesetzlichen
Rentenversicherungen, aus be-
trieblicher Vorsorge sowie die
Einkünfte aus privater freiwilliger
Zukunftssicherung gehören. Da
sowohl Einkünfte aus Finanzka-
pital als auch aus Zukunftssi-
cherung quellenbesteuert seien,
bestehe auch hier die Möglich-
keit, diese in einem elektroni-
schen Steuererklärungsentwurf
einzubeziehen. Der Erklärungs-
aufwand sinke drastisch. Neben
der administrativen Entlastung
von Steuerpflichtigen, Banken,
Versicherungen und Finanzämtern
müsse aber auch eine Antwort auf
den Wettbewerb gefunden wer-
den. Hier stelle sich die Frage
einer abgeltenden Quellenbesteu-
erung, die noch weiter zu diskutie-
ren sei. 

Zusammenfassend hielt Lang
fest, dass der Entwurf des Ein-
kommensteuergesetzes die Ziele
der Gerechtigkeit und der Steuer-

vereinfachung unabhängig von
einer Tarifreform in den Vorder-
grund stelle. Für die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit des
deutschen Steuersystems sei
unabdingbar, die überflüssige
Komplexität des deutschen Er-
tragsteuerrechts erheblich zu-
rückzuführen. Die Kompliziertheit
von Normen wirke ebenso ab-
schreckend wie hohe Steuer-
sätze. Daher bereite die Kommis-
sion eine Rechtsreform, nicht
eine Tarifreform vor.

grund der Notwendigkeit einer
wettbewerbsfähigen Unterneh-
mensbesteuerung erfordere gera-
de das Einkommensteuerrecht ei-
ne sozial gerechte Ausgestaltung.
Als Ausgleich für die Niedrigbelas-
tung unternehmerischer Investitio-
nen sei hier die nachgelagerte Be-
steuerung der Zukunftssicherung
vorgesehen. Die politische Grund-
entscheidung sei bereits durch das
Alterseinkünftegesetz 2004 einge-
leitet worden. 

Zwei Schwerpunkte

Darüber hinaus setze die Kommis-
sion zwei Schwerpunkte der Steu-
ergerechtigkeit: Die steuerfreundli-
che Zukunftssicherung durch
nachgelagerte Besteuerung und
ein familienfreundliches Einkom-
mensteuerrecht durch ein Fami-
lienrealsplitting. 

Am Anfang der Reform der Be-
messungsgrundlage stehe die
Neuordnung des Einkünftekata-
logs. Daraus ergäben sich grund-
sätzlich vier Typen der Einkunfts-
arten, die ermittlungs- und erhe-
bungstechnisch differenziert zu
behandeln seien: 

1. Die Einkünfte aus unterneh-
merischer Tätigkeit. 

Finanzminister im Dialog: Prof. Dr. Kurt Faltlhauser, bayerischer Staatsminister der Finan-
zen, und Rainer Wiegard, Finanzminister in Schleswig-Holstein. Im Hintergrund: Dr. Michael
Schmitt, Finanzministerium Baden-Württemberg.
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Im Gespräch: Ute Suhrbier-Hahn, Price-
waterhouseCoopers, und Prof. Dr. Theo-
dor Siegel, Humboldt-Universität Berlin.



Ministerialdirigent Werner Wid-
mann stellte seinem Vortrag vo-
ran, dass die Finanzverwaltung
derzeit nicht an einem neuen Ein-
kommensteuergesetz arbeite; ein
entsprechender politischer Auf-
trag bestehe noch nicht. Die Bun-
desländer hätten aber mit dem
Bericht für die Finanzminister-
konferenz zu Beginn des Jahres
2004 die bis dahin in der öffent-
lichen Diskussion stehenden Re-
formvorschläge für die Politik be-
wertet. 

Stimmig und folgerichtig

Die Ministerpräsidenten der Län-
der hätten sich auf Empfehlung
des Berichtes für eine grundle-
gende Reform der Einkommens-
besteuerung ausgesprochen. Der
Bericht habe außerdem festge-
halten, dass eine Neuordnung
der Einkommensteuer in sich
stimmig und folgerichtig sein
müsse. Zugleich müsse eine
spürbare Vereinfachung erfolgen,
ohne die eine Reform nicht ak-

zeptabel sei. Die Tarifgestaltung
hingegen sei nur sekundär. 

Widmann wies ergänzend darauf
hin, dass eine Reform ohne Be-
rechnung der Kosten politisch
nicht erfolgreich sein könne. Dies
beinhalte auch eine Quantifizie-
rung der Kosten für die Adminis-
tration. Gerade Reformen, die zu
einem Personalmehrbedarf führ-
ten, hätten nur geringe Erfolgs-
aussichten. 

In der Sache sehe er einen be-
sonders großen Reformbedarf
mit dem Ziel der Vereinfachung
zu mehr abgeltenden Pauscha-
lierungen und Typisierungen.
Die Verwaltung dürfe aber nach
dem Ende eines Gesetzge-
bungsverfahrens nicht an die
Stelle des Gesetzgebers treten.
Derzeit müssten zu große
Lücken des Gesetzes durch die
Verwaltung ausgefüllt werden. 

Er gab zu bedenken, dass die
Besteuerung privater Veräu-

ßerungsgewinne so ausgestaltet
sein müsse, dass die bestehen-
den Vollzugsdefizite bei der Be-
steuerung der Kapitaleinkünfte
nicht auch bei anderen Einkunfts-
arten entstehen könnten. 

Zugleich müsse Unterstützung
durch verstärkte Serviceange-
bote und andere Maßnahmen
gegeben werden. Grundvoraus-
setzung auch dafür sei die le-
benslange Steuernummer.

Kästchen „wie Vorjahr“

Im Bereich der Steuererklärung
wies Widmann auf das abschre-
ckende Beispiel der derzeitigen
Anlage „Kinder“ hin. Er müsse et-
wa seit Jahren immer wieder von
neuem bestätigen, dass seine
Kinder ehelich seien. Hier be-
stünde noch erhebliches Poten-
zial zur Vereinfachung. Mit einer
bereits zumindest teilweise vor-
ausgefüllten Steuererklärung kön-
ne auch hier ein besonderes
Klima der Kooperation zwischen
Verwaltung und Steuerbürger ge-
schaffen werden. Auch die Mög-
lichkeit eines Kästchens „wie Vor-
jahr“ könne die Erstellung der
Steuererklärung erleichtern.

Eine möglichst weitgehende
elektronische Kommunikation
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Notwendigkeit eines neuen
Einkommensteuergesetzes aus Sicht der
Finanzverwaltung
Ministerialdirigent Werner Widmann, Ministerium der Finanzen Rheinland-
Pfalz, Mitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“

Sah Parallelen: Ralph Brügelmann vom
IW Köln wies darauf hin, dass eine Abgel-
tungsteuer, kombiniert mit einem weiten
Unternehmensbegriff, Parallelen zur Dua-
len Einkommensteuer aufweise.



zwischen Bürger und Finanzamt
trage entscheidend zum sparsa-
men Personaleinsatz und zum

beschleunigten Ablauf bei. Dies
müsse zur Folge haben, dass die
Kooperation durch einen „Ra-
batt“ bei der Steuer belohnt wer-
den müsse. Es gehe darum, das
antiquierte Verständnis einer Ein-
griffsverwaltung zu überwinden
hin zu einem „Tax & More“. 

Eine Absicherung sei über ein
elektronisch gesteuertes Risiko-

management erforderlich, um
eine beleglose Veranlagung verifi-
zieren zu können.
Der verfassungs-
rechtliche Auftrag
einer Gleichmäßig-
keit des Vollzuges
müsse weiterhin si-
chergestellt wer-
den. Voraussetzung
sei, die erfahrungs-
gemäß hohen Vor-
behalte der Bürger
gegen einen Daten-
austausch mit der
Verwaltung abzu-
bauen. Dies sei
Aufgabe der Politik.

Verfahrensrecht beachten

Mit der materiellen
Einkommensteuerre-
form müsse zwin-
gend eine Verände-
rung des Verfahrens
verbunden werden.
Dazu gehörten insbe-
sondere die gesetzli-
che Ausweitung der
verbindlichen Aus-
kunft mit einem An-
spruch auf Auskunft
innerhalb einer be-
stimmten Frist, womit

eine Bindung und zugleich eine
Erleichterung einhergehe. Auch ei-
ne gesetzliche Regelung der tat-
sächlichen Verständigung wäre ei-
ne hilfreiche Stärkung der Ortsin-
stanz und führe zu einer deut-
lichen Vermeidung von jahrelan-
gem Rechtsstreit.

Übergangsprobleme regeln

Zusammenfassend sei festzuhal-
ten, so Widmann, dass jede Re-
form grosse Übergangsprobleme
mit sich bringen werde. Der Ge-
setzgeber müsse diese genau
und planbar regeln. Auch Steuer-
bürger und Berater bräuchten
ebenso wie die Verwaltung ange-
messene Vorlaufzeiten. Es müsse

bedacht werden, dass die Verwal-
tung für Veranlagungsarbeiten im-
mer nur ein Jahr Zeit habe, dann
komme schon wieder die nächste
Steuererklärung. Dies erfordere
insbesondere, dass alle Neuregel-
ungen auch verfassungsfest  und
europarechtlich zulässig sein
müssten. Das zum Teil jahrelange
Offenhalten von Veranlagungen
wegen verfassungs- und zuneh-
mend auch europarechtlicher
Zweifel führe zu enormem, wie-
derholtem Verwaltungsaufwand.
Mit dem Prinzip „Erst probieren,
dann sehen“ müsse endlich ge-
brochen werden.
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Nahmen ebenfalls teil: Dr. Jutta Förster, Leiterin des Fachbereichs Steuern und Abgaben
der Schering AG, im Gespräch mit Rolf Kozelka von der Taunus Treuhand Gesellschaft.

Interessiert: Dr. Tanja Krause aus der Abteilung
Steuer- und Haushaltspolitik beim Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI).

„Wir müssen Kooperation
durch einen Rabatt
belohnen –  eine Art

,Tax & More’.“

Teilnehmer aus dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie: Nils Weith und Ines Körner.



Einführend stellte Professor Pez-
zer fest, dass die Besteuerung
nach der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit die Ermittlung des
Einkommens in zwei Stufen er-
fordere: Zunächst die Bestim-
mung der objektiven Leistungsfä-
higkeit nach dem objektiven Net-
toprinzip (Erwerbseinkünfte), auf
der zweiten Stufe die Berück-
sichtigung der subjektiven Leis-
tungsfähigkeit nach dem subjek-
tiven Nettoprinzip. Diese sei Ge-
genstand seines Vortrags.

Existenzminimum
berücksichtigen

Ausgangspunkt zur Bestimmung
der subjektiven Leistungsfähig-
keit seien die Grundsatzentschei-
dungen des Bundesverfassungs-
gerichts zur Verschonung des
existenziell notwendigen Lebens-
bedarfs und der realitätsgerech-
ten Berücksichtigung von Unter-

haltsleistungen. Danach müsse
dem Steuerpflichtigen nach Erfül-
lung seiner Einkommensteuer-
schuld so viel verbleiben, wie er

zur Bestreitung seines notwendi-
gen Lebensunterhalts und desje-
nigen seiner Familie bedarf (Exis-

tenzminimum). Die Höhe des
steuerlich zu verschonenden
Existenzminimums hänge dabei
von den allgemeinen wirtschaft-
lichen Verhältnissen und dem all-
gemein anerkannten Mindestbe-
darf ab. Kein Steuerpflichtiger
dürfe darauf verwiesen werden,
seinen existenznotwendigen Be-
darf durch Inanspruchnahme von
Staatsleistungen zu decken. 

Pezzer führte aus, dass sich dar-
aus folgende steuerrechtliche
Konsequenzen ergäben: Es müs-

se eine gesetzli-
che Verknüpfung
des Abzugs von
Lebensbedarfs-
ausgaben mit
dem maßgebli-
chen Zweck des
Sozialrechts, die
Führung eines Le-
bens zu ermögli-
chen, das der
Würde des Men-
schen entspricht,
hergestellt wer-
den. Vom selbst
erwirtschafteten
Einkommen müs-
se zumindest das
steuerfrei bleiben,
was ein Bedürfti-
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Existenznotwendiger Lebensbedarf und Familie
im neuen Einkommensteuergesetz
Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer, Richter am Bundesfinanzhof, Mitglied der
Kommission „Steuergesetzbuch“

Grund-
freibetrag

Mehrbedarfs-
pauschalen

(ersetzen 
§§ 33a, 33b EStG)

Sonderbedarfs-
ausgaben 

(ersetzen § 33 EStG)

Versicherungs-
beiträge

Regel-
mäßiger
Grundbedarf

Regelmäßig anfal-
lende notwendige
Mehrausgaben 

(z.B. für Behinde-
rung und Pflegebe-
dürftigkeit)
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Abbildung 1: Steuerlich abzugsfähiger existenznotwendiger Lebensbedarf
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Lebensbedarfausgaben



raus, dass das Ehegat-
tensplittingrecht weiter-
entwickelt werden müsse
zu einem Familienreal-
splitting. Es sei die Anfor-
derung an eine Reform,
Unterhaltsleistungen in
der zivilrechtlich ver-
pflichtenden Höhe beim
Leistenden als Ausgabe
und beim Unterhaltsemp-
fänger als Einnahme zu
erfassen. Für jedes Fami-
lienmitglied müsse, in An-
lehnung an die Maßga-
ben des Sozialrechts, das
Existenzminimum steuer-

frei belassen werden. 

Pezzer hob hervor, dass die Um-
setzung des Familienrealsplit-
tings verfahrensrechtlich in ei-
nem Familiensteuerbescheid er-
folgen könne. Dies sei gegenüber
dem bestehenden Recht mit sei-
ner komplizierten Verzahnung
von Kindergeld und Einkommen-
steuer eine deutliche Vereinfa-
chung.

ger zur Befriedigung seines exis-
tenznotwendigen Bedarfs aus öf-
fentlichen Mitteln erhalte. 

Pezzer wies darauf hin, dass das
subjektive Nettoprinzip neben
einem System steuerfreier Le-
bensbedarfsausgaben auch er-
fordere, dass entsprechende Pri-
vateinnahmen erfasst werden.
Dies betreffe sowohl die Erstat-
tung oder Rückzahlung abgezo-
gener Privatausgaben sowie die
erhaltenen Unterhaltseinnahmen
im Rahmen des Familienrealsplit-
tings als auch die Einnahmen aus
öffentlichen Mitteln und Versiche-
rungsleistungen, soweit diesen
entsprechende Lebensbedarfs-
abzüge gegenüber stünden. 

Unterhalt berücksichtigen

Bei der Wahrung eines Familien-
existenzminimums seien insbe-
sondere die Unterhaltsverpflich-
tungen realitätsgerecht als Min-
derung der Leistungsfähigkeit zu
berücksichtigen. Die wirtschaftli-
che Belastung durch Unterhalts-
verpflichtung sei ein besonderer,
die Leistungsfähigkeit beein-
trächtigender Umstand. Diese
unabweisbare Sonderbelastung
dürfe der Gesetzgeber ohne Ver-
stoß gegen die Steuergerechtig-
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keit nicht außer Acht lassen. Da-
raus folge auch, dass für die steu-
erliche Berücksichtigung zwin-
gender Unterhaltsverpflichtungen
keine realitätsfremden Grenzen
gezogen werden dürften. 

Splitting keine Subvention

Ferner wies Pezzer darauf hin,
dass das Ehegattensplitting nach
dem Verständnis der Steuer-
r e c h t s w i s s e n -
schaft und des
B u n d e s v e r f a s -
sungsgerichts kei-
ne Subvention sei;
das Splittingver-
fahren entspreche
dem Grundsatz
der Besteuerung
nach der Leis-
tungsfähigkeit. Es
gehe davon aus,
dass zusammenle-
bende Eheleute ei-
ne Gemeinschaft
des Erwerbs und
Verbrauchs bilden,
in der ein Ehegatte
an den Einkünften
und Lasten des an-
deren wirtschaft-
lich jeweils zur
Hälfte teil hat. Pez-
zer folgerte da-

Abbildung 2: Familienrealsplitting

Einzelverdiener Ehegatte Kind Kind 

Erwerbseinkünfte E

Unterhaltsleistungen U

Sozialhilferechtlicher 
Lebensbedarf L

E

-U

-L1 -L2

U3

-L3

U4

-L4

Zu versteuerndes 
Einkommen

Kind
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Empfahl, auch Nebeneffekte zu berücksichtigen:
Gert Müller-Gatermann, Ministerialdirigent im Bundes-
finanzministerium, sah ein besonderes Problem einer
Abgeltungsteuer in der Gleichbehandlung von Zinsen
und Dividenden.

Jeder Ehegatte

E-U-(L1+L2)
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In ihrer Einführung wies Dr.
Baumgärtel darauf hin, dass es in
einem Konzept der Besteuerung
der Kapitaleinkünfte nicht nur
darum gehen müsse, die Ziele der
Wettbewerbsfähigkeit und der
Gerechtigkeit miteinander auszu-
gleichen, sondern auch eine lang-
fristig stabile Rechtslage herzu-
stellen. 

Rahmenbedingungen

Zu den Rahmenbedingungen für
eine zukunftsfähige Besteuerung
der Kapitaleinkünfte gehörten
nach Baumgärtel nicht nur die
internationale Wettbewerbsfähig-
keit und die Reduzierung steuer-
licher Administrationslasten, im
besonderen seien auch die
grundlegenden Prinzipien der
Besteuerung nach der Leistungs-
fähigkeit, der gleichmäßigen und
eigentumsschonenden Besteue-
rung, der Rechts- und Planungs-
sicherheit sowie der Sicherung

der Zukunftsvorsorge zu beach-
ten. 

Im Rahmen der Besteuerung
nach der Leistungsfähigkeit müs-
sten insbesondere die Vorgaben
der Rechtsprechung über die Ver-
fassungsmäßigkeit privater Spe-
kulationsgeschäfte und der Zins-
besteuerung be-
rücksichtigt wer-
den. Die Forde-
rung der gleich-
mäßigen Besteue-
rung müsste auf
der Anlageseite
die Vielfältigkeiten
der Arten der Ka-
pitalanlagen, die
R e a l i s i e r u n g
durch laufende
Erträge oder Ver-
äußerungsgewin-
ne sowie den
Realisationszeit-
punkt und den
Anlagegrund ei-

ner Kapitalanlage, etwa als aufge-
sparter Konsum oder als Erspar-
nis für die Zukunftssicherung,
berücksichtigen. Im Rahmen
einer eigentumsschonenden Be-
steuerung müsse insbesondere
die Vermeidung der Gefahr einer
Substanzbesteuerung berück-
sichtigt werden. 

Rechts- und Planungssicherheit
erforderten eine klare Perspektive
für Anleger und Investoren in
einem einfachen, transparenten
und sachgerechten Gesamtkon-
zept, so Baumgärtel. Im Rahmen
der Sicherung der Zukunftsvor-
sorge müsse gewährleistet wer-
den, dass eine sachgerechte
Gleichbehandlung aller auch im
internationalen Wettbewerb ste-
hender Sparformen gegeben sei.
Insgesamt sei es dabei nicht
unbedingt ein Widerspruch, ein
synthetisch ausgerichtetes Ein-
kommensteuerrecht mit einer Ab-
geltungsteuer zu verbinden. 

Schlussfolgerungen

Nach Erläuterung der Rahmenbe-
dingungen wandte sich Baum-
gärtel im Folgenden den daraus
resultierenden Schlussfolgerun-
gen für das Konzept einer Kapital-
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Kapitaleinkünfte und Zukunftssicherung im
neuen Einkommensteuergesetz
Dr. Martina Baumgärtel, Allianz Group, 
Mitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“

Hörte aufmerksam zu: Christiane Moll vom Kommissariat
der deutschen Bischöfe (Berliner Büro).



besteuerung zu. Aus dem Prinzip
der Besteuerung nach der Leis-
tungsfähigkeit und der Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung folge
zunächst die Konsequenz der Be-
steuerung aller Kapitaleinkünfte,
gleich ob in Form von laufenden
Erträgen oder als Veräußerungs-
gewinne; die Sicherstellung einer
Einmalbesteuerung und die Si-
cherstellung der Besteuerung im
Inland. Des Weiteren ergäben sich
als Schlussfolgerung eine Be-
steuerung nur realisierter Vermö-
gensmehrungen, die Gleichbe-
handlung mit ausländischen Pro-
duktanbietern und die Sicherstel-
lung der gleichmäßigen Besteu-
erung im Steuervollzug. 

Für die Besteuerung von Kapital-
einkünften zog Baumgärtel die
Schlussfolgerung, dass eine
nachgelagerte Besteuerung nur
auf die Erträge beschränkt sein
könne und eine Besteuerung erst
bei Realisation, d.h. erst im Zeit-
punkt des tatsächlichen Zuflus-
ses erfolgen könne.

Hinsichtlich der Zukunftsvorsorge
zog Baumgärtel die Schlussfolge-
rung, dass eine nachgelagerte

Besteuerung voll umfänglich an-
gelegt sein müsse. Weitere
Schlussfolgerungen seien die
gleiche Besteuerung vergleichba-
rer Produkte und die Eignung der
Produkte für die Zukunftsvor-
sorge, die über eine reine Alters-
vorsorge hinausgehe. Es müsse
ein umfassendes Konzept einer
Zukunftsvorsorge mit Beibehal-
tung der drei Säulen der klassi-
schen Alterssicherung bestehen. 

Kommissionskonzept

Zum Konzept der Kommission
„Steuergesetzbuch“ führ-
te Baumgärtel aus, dass
für die Besteuerung der
Einkünfte aus Finanzkapi-
tal drei Varianten möglich
seien. Variante eins ent-
spreche der abschließen-
den Erfassung der Ein-
künfte im elektronischen
Steuererklärungsentwurf
mit besonderem Klä-
rungsbedarf hinsichtlich
der Verhinderung von Ka-
pitalflucht und der not-
wendigen elektronischen
Kapazitäten bei Finanz-
ämtern. In zweiter Varian-

te sei eine anonyme Abgeltung-
steuer in Kombination mit Vari-
ante eins zu prüfen. Variante drei
sei eine generelle Abgeltungsteu-
er für private Kapitalerträge so-
fern eine administrative einver-
nehmliche Datenaustauschrege-
lung nicht möglich sei oder aus
Wettbewerbsgründen eine Abgel-
tungsteuer als übergeordneter
Gesichtspunkt gewertet würde. 

Zur Zukunftsvorsorge führte
Baumgärtel aus, dass das Kon-
zept der Kommission „Steuerge-
setzbuch“ eine nachgelagerte Be-
steuerung verwirkliche, mit der
Notwendigkeit einer relativen Be-
schränkung über eine Koppelung
an die Beitragsbemessungsgren-
ze der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. Dazu müssten technisch
beim Finanzamt entsprechende
Vorsorgekonten geführt werden.
Ein Vorsorgekonto A für unver-
steuerte Zugänge und Einzahlun-
gen, soweit diese als Erwerbs-
ausgaben angesetzt wurden, und
ein Vorsorgekonto B für Kapital-
einzahlungen bzw. versteuerte
Zugänge. An die Produkte der Zu-
kunftsvorsorge seien bestimmte
Voraussetzungen wie die Kapital-
garantie zu stellen, sowie eine
Zertifizierung zur Sicherstellung
der Produktvoraussetzungen.
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Das Podium in der Diskussion: Prof. Dr. Joachim Lang, Vorsitzender der Kom-
mission „Steuergesetzbuch“, nahm Stellung zu den Fragen der Teilnehmer.

Nachdenklich: Diese Teilnehmerin hörte den Vor-
trägen des Symposiums „Einkommensteuer“  kon-
zentriert zu.



Nach der Mittagspause begrüßte
Lang die Finanzminister der Län-
der Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein, Linssen und
Wiegard. Er bat Finanzminister
Faltlhauser um seinen Vortrag.

Finanzminister Faltlhauser wies
darauf hin, dass es schwierig sei,
einen Vortrag zum Thema „Re-
form der Einkommensbesteue-
rung“ an einem Tag zu halten, an
dem gleichzeitig die Entscheidun-
gen der Koalitionsverhandlungen
zwischen Union und SPD getrof-
fen würden. 

Er wies darauf hin, dass er dem
Jahresgutachten des Sachver-
ständigenrates kritisch hinsicht-
lich der erforderlichen Konsolidie-
rungsmaßnahmen gegenüberste-
he. Es bleibe für den Steuerge-
setzgeber wenig finanzieller Spiel-
raum, insbesondere durch die
Verpflichtung zur Einhaltung der
Maastricht-Kriterien. Dennoch

müsse sich der Gesetzgeber der
Aufgabe stellen, dass es Struktur-
reformerfordernisse im Steuer-
recht gebe. 

Die Koalitionsverhandlungen de-
monstrierten den Willen zur Steu-
erreform aller Beteiligten, so Faltl-
hauser, auch zu einer Reform des
Einkommensteuerrechts, beglei-
tend zu einer Unternehmensteu-
erreform. Er sehe daher eine gute
Perspektive für die Arbeit der
Kommission „Steuergesetzbuch“.
Auch sehe er nach den Diskussio-
nen im Bundestagswahlkampf
über eine Flat Tax derzeit gute po-
litische Rahmenbedingungen für
das evolutionäre Reformprojekt
der Kommission. Die Kommission
„Steuergesetzbuch“ sei mit ihrem
umfassenden Ansatz und der Ver-
sammlung des Sachverstandes
zahlreicher Experten aus den Be-
reichen Wissenschaft, Rechtspre-
chung, Verwaltung und Unterneh-
men ideal aufgestellt. Die Kom-

mission solle daher ihre Arbeiten
noch intensiver vorantreiben.

Faltlhauser führte aus, dass eine
Steuerreform unter dem Leitmotiv
„Vereinfachung“ stehen müsse.
Er sehe historisch drei Phasen in
der Einkommensteuerreformde-
batte. Die erste sei eine Diskus-
sion über die Tarifstruktur gewe-
sen, während die zweite über die
Höhe der Steuersätze im interna-
tionalen Wettbewerb erfolgt sei.
Die Überschrift der dritten Phase
der Steuerreformdebatte, so Faltl-
hauser, laute nun „Vereinfa-
chung“. Dies sehe er auch durch
das Ergebnis der laufenden Koali-
tionsverhandlungen bestätigt. Die
Kommission „Steuergesetzbuch“
sei daran zu messen und gleich-
zeitig gefordert, auch einen Bei-
trag darüber hinaus zu erbringen.
Dies betreffe insbesondere die
Wiederherstellung und Bereini-
gung von Strukturen und eine
neue Formulierung des Einkom-
mensteuergesetzes. 

7 Eckpunkte der Reform

Faltlhauser sagte, er sehe sieben
Eckpunkte für eine Einkommen-
steuerreform:
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Meldete sich zu Wort: Heinz-Udo
Schaap, Bundesverband deutscher
Banken, sah in der Abgeltungsteuer
eine mögliche Vereinfachung in der
Administration für Verwaltung,
Steuerbürger und Kapitalschuldner.

Reform des Einkommensteuerrechts 
aus Sicht der Politik
Prof. Dr. Kurt Faltlhauser MdL, Bayerischer Staatsminister der Finanzen,
Mitglied des Politischen Beirates der Kommission „Steuergesetzbuch“



• Zum ersten müsse das Ein-
kommensteuerrecht evolutio-
när, nicht revolutionär weiter
entwickelt werden. Es müsse
am vorhandenen Recht auf-
gesetzt, „verschüttete“ Struk-
turen freigelegt und auf die-
sem Weg eine Vereinfachung
erreicht werden. 

• Zweitens sei es erforderlich,
eine Abstimmung mit dem
Unternehmensteuerkonzept
herzustellen, insbesondere in
den Punkten Rechtsform-
und Finanzierungsneutralität. 

• Drittens sei es sinnvoll, die Ein-
kunftsarten zusammenzufas-
sen. Dies betreffe insbeson-
dere die Reduzierung der Ein-
kunftsarten von sieben auf vier
und die daraus erforderlichen
Konsequenzen für die Gewer-
besteuer. Dies sei im Übrigen
auch der schwierigste Bereich
einer Ertragsteuerreform, bei
der unter anderem die Ver-
teilungsfolgen für die Kommu-
nen geklärt sein müssen. 

• Als vierten Punkt nannte Faltl-
hauser die Verbreiterung der

Bemessungsgrundlage und
Streichung von Ausnahmetat-
beständen. Die dürfe aber kein
Selbstzweck sein. Die Steuer-
gerechtigkeit gebiete
eine Orientierung an
der individuellen
Leistungsfähigkeit. 

• Fünftens müsse eine
Ertragsteuerreform
an einem progressi-
ven Einkommen-
steuertarif festhalten.
Von sekundärer Be-
deutung sei dabei,
ob es sich um einen
linear-progressiven
oder einen Stufen-
tarif handle. In den Koalitions-
verhandlungen sei insofern
festgelegt worden, an einem
linear-progressiven Tarif fest-
zuhalten. 

• Sechstens müssten die Belan-
ge der Familie in einer Ertrag-
steuerreform berücksichtigt
werden. Dies bedeute insbe-
sondere, bestehende Unter-
haltspflichten zu berücksichti-
gen, aber keinen neuen Veran-
lagungsaufwand zu schaffen.

• Siebtens käme es wesentlich
darauf an, auch das Verfah-
rensrecht zu vereinfachen. 

Faltlhauser ergänzte, dass eine
wesentliche Aufgabe der Kommis-
sion „Steuergesetzbuch“ sein
müsse, ein selbständiges steuerli-
ches Bilanzrecht zu entwickeln. Für
den Mittelstand bleibe wichtig, mit
nur einer Bilanz handels- wie auch
steuerrechtliche Vorgaben erfüllen
zu können. 

Folgende Problembereiche hob
Faltlhauser hervor: Zunächst die
Berücksichtigung fiskalischer As-
pekte; dies erfordere zumindest die
Erarbeitung rechenbarer Konzepte.
Des Weiteren wandte er sich gegen
eine Inflationsbereinigung von
Gewinnen. Diese wäre eine er-
hebliche Komplizierung. Drittens
sollte grundsätzlich eine unein-

geschränkte Verlustverrechnung
angestrebt werden. Die aktuelle
Mindestbesteuerung sei problema-
tisch. Faltlhauser sprach sich für
eine gesetzliche Umsetzung des
Reformvorhabens in 2007 aus, um
ein Inkrafttreten zum 1.1.2008 zu
erreichen. 

Abschließend wünschte er der
Kommission „Steuergesetzbuch“
viel Mut und Kraft und dankte für
das bisher Geleistete im Namen
der Politik.
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Gespannt: Dieser Teilnehmer folgte dem Vortrag
von Minister Faltlhauser.

Pausengespräch: Viele Besucher der Veranstaltung nutzten die Mittagspause zum
intensiven fachlichen Austausch.
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Professor Seer stellte seinem Vor-
trag zum Vollzug der Einkommen-
steuer die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes vom 9.
März 2004 voran. Danach müsse
das Verfahrensrecht so ausge-
staltet werden, dass es die gleich-
mäßige Umsetzung der durch ei-
ne materielle Steuernorm be-
stimmten Belastung in der regulä-
ren Besteuerungspraxis gewähr-
leiste. Daraus sei zu folgern, dass
für bestehende Deklarations-
pflichten auch eine entsprechen-
de Verifikation erforderlich sei. 

Der Entscheidung sei zu entneh-
men, dass die Vollziehbarkeit im
Massenverfahren einen schonen-
den Ausgleich zwischen Verwal-
tungskapazitäten und Freiheits-
grundrechten der Bürger erforde-
re. Dies bedeute aber auch umge-
kehrt, dass das materielle Steuer-
recht so ausgestaltet sein müsse,
dass es verfahrensrechtlich durch-
setzbar sei. Daraus ergebe sich
das Verbot einer symbolischen
Gesetzgebung. 

Seer führte aus, dass der Massen-
fallverwaltung ein Zielkonflikt inne

wohne. Auf der einen Seite
stehe die Verwirklichung
der Gesetzmäßigkeit in
jedem Einzelfall, auf der
anderen Seite die Verwirk-
lichung der Gesetzmäßig-
keit im Gesamtvollzug.

Conditio sine qua non

Daraus ergebe sich eine
Conditio sine qua non
eines funktionsfähigen
Steuervollzuges: Einer-
seits der Datenaustausch
zwischen den Länderfi-
nanzbehörden, anderer-

seits der Datenaustausch zwi-
schen dem Steuerpflichtigen und
den Finanzbehörden.

Dies sei nur in der Zuordnung und
Erfassung des Steuerpflichtigen
unter einer bundeseinheitlichen
lebenslangen Steuernummer
möglich. Wesentliche Funktion
einer lebenslangen Steuernum-
mer sei es, eine individualisierte
Datenübermittlung und Erfassung
zu ermöglichen sowie eine zeitna-
he Aktualisierung der individuel-
len Besteuerungsgrundlagen si-
cherzustellen. 

Quellensteuer vereinfachen

Im Weiteren sprach sich Seer für
eine Vereinheitlichung des Steu-

erabzuges aus, insbesondere für
einen einheitlichen Steuersatz für
Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer,
Auszahlungssteuer und eine
Nichtansässigensteuer. 

Steuerkarte wird überflüssig

Für den Arbeitslohn könne die
Anwendung eines individuellen
Steuersatzes auf der Basis einer
Abzugsbescheinigung in Betracht
gezogen werden. Mit der Abzugs-
bescheinigung des Wohnsitzfi-
nanzamtes könne an die Stelle
des Quellensteuersatzes ein indi-
vidueller Durchschnittsteuersatz
treten, so dass der Arbeitgeber im
Lohnsteuerabzugszeitraum den
Durchschnittsteuersatz anwen-
den könne. Damit könnten die
Steuerklassenwahl, die Eintra-
gung von Freibeträgen, Lohnsteu-
erermäßigungsverfahren und die
Ausstellung von Lohnsteuerkar-

Der Vollzug der neuen Einkommensteuer
Prof. Dr. Roman Seer, Ruhr-Universität Bochum, Mitglied der
Lenkungsgruppe der Kommission "Steuergesetzbuch"

„Was wir brauchen, ist
eine bundeseinheitliche,

lebenslange
Steuernummer.“

Diskutierte mit: Dr. Heinz-Jürgen Tischbein,
Abteilungsleiter Steuerrecht beim Bundesver-
band der deutschen Volks- und Raiffeisenban-
ken, forderte, es müsse Wettbewerbsfähigkeit
zu ausländischen Abgeltungsteuersystemen
hergestellt werden.
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ten durch die Wohnsitzgemein-
den überflüssig werden. 

Dialogische Veranlagung

Im Rahmen einer dialogischen
Veranlagung könnte der Arbeit-
geber einen Steuersatz auf das
Arbeitsentgelt anwenden und in
einer elektronischen Meldung
eines individualisierten Lohnkon-
tos an das Betriebsstättenfinanz-
amt die entsprechenden Besteu-
erungsgrundlagen übermitteln.
Dies sollte mit einer auch nur ver-
schuldensabhängigen Haftung
des Arbeitgebers kombiniert wer-
den.

Elektronischer Entwurf

Damit seien die
Voraussetzun-
gen für einen
Einstieg in ein
elektronisches
Selbstveranla-
g u n g s s y s t e m
geschaffen. Je-
der mit einer
bundeseinheit-
lichen Steuer-

nummer erfasste Steuer-
pflichtige könnte nach
Ablauf des Kalender-
jahres einen elektroni-
schen Steuererklärungs-
entwurf mit einer vorläu-
figen Steuerberechnung
erhalten und diesen
durch Mausklick bestä-
tigen oder um die noch
fehlenden Angaben er-
gänzen. 

Entsprechende verfah-
rensrechtliche Maßnah-
men müssten aber auch
durch kürzere Fristen für Steuer-
verwaltung und Steuerbürger so-
wie durch frühere Verzinsungs-
zeitpunkte abgesichert werden.
Der Einstieg in ein modernes

Steuerveranlagungs- und
Verfahrenssystem er-
fordere darüber hinaus
eine Neugestaltung eines
verwaltungsintensiven Ri-
sikomanagement- und
Kontrollsystems. 

Daneben müsste, so führ-
te Seer aus, der Ausbau
der Serviceleistungen zur
Verbesserung der
Planungssicherheit, der
Erklärungshilfen und zur
Verbesserung der Kon-
sultationsanreize er-
folgen. „Ich bin sicher“,
beendete Professor Seer
seinen Vortrag, „dass
diese vereinfachten Ver-
fahren nicht nur den

Steuerbehörden die Arbeit er-
leichtern, sondern auch den Bür-
gern vieles vereinfachen und wir
so auch ihre Steuermotivation
heben können.“

Abbildung: Dialogische Struktur: Veranlagung – Steuerabzug
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Verfolgte das Geschehen: Jochen Pause, Unter-
nehmensberater in Berlin.
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Prof. Dr. Clemens Fuest stieg bei
seinem Vortrag über die Lage und
Struktur der öffentlichen Haus-
halte unmittelbar bei den sich
daraus ergebenden Konsequen-
zen für eine Einkommensteuer-
reform ein. Fuest stellte voran,
dass aufgrund der angespannten
Haushaltslage ein Konzept zwar
nicht bei den Finanzierungs-
bedürfnissen des Staats begin-
nen dürfe, die Finanzierbarkeit

aber dennoch eine entscheidende
Nebenbedingung für eine Reform
sei. 

Reform ist notwendig

Von der Sache her spreche ei-
gentlich gerade die Haushaltslage
für die Notwendigkeit einer Re-
form – wenngleich ihm bewusst
sei, dass in der Politik die Umset-
zungschancen einer Reform gera-

de dann gesehen würden, wenn
auch Geld vorhanden sei.

Drei Fragen drängten sich auf:

1. Kann es überhaupt eine
Nettoentlastung geben?

2. Kann es eine Entlastung im
unternehmerischen Bereich
geben?

3. Wie ist das Finanzierungsver-
hältnis innerhalb der födera-
len Ebenen?

Struktur statt Steuersätze

Zur ersten Frage sagte Fuest,
angesichts der gegenwärtigen
Haushaltslage sei seiner Ein-
schätzung nach eine Einkommen-
steuerreform mit einer allgemei-
nen Nettoentlastung derzeit nicht
realistisch. Dies entspreche auch
dem Ansatz der Kommission

„Steuergesetzbuch“: Dieser sei
es, die Strukturen zu bereinigen,
nicht aber Steuersätze zu emp-
fehlen. 

Die Reform der Einkommensteuer
aus Sicht des Haushaltes 
Prof. Dr. Clemens Fuest, Universität zu Köln, 
Mitglied der Lenkungsgruppe der Kommission „Steuergesetzbuch“

„Es ist nicht Ansatz der
Kommission, Steuersätze

zu empfehlen.“
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Zur Frage nach einer
Entlastung der Unter-
nehmen sei nach derzeit
politischer Vorstellung
davon auszugehen,
dass zumindest eine
Tarifsenkung befürwor-
tet werde. Nach der Er-
fahrung der Vergan-
genheit sei für die Ge-
genfinanzierung aller-
dings eher mit Ver-
schlechterungen von
Abschreibungsbedin-
gungen oder mit einer
Verschärfung der Min-
destbesteuerung zu
rechnen. Diese Politik
sei aber gerade aus
ökonomischen Ge-
sichtspunkten abzuleh-
nen, lautete des Urteil
von Fuest.

Mit dem Vorschlag der
Kommission „Steuerge-
setzbuch“, so Fuest,
werde eine Steuersatzdifferenzie-
rung technisch ermöglicht. Es sei
nicht Selbstzweck, die Unterneh-
men zu entlasten, sondern es ge-
he darum, wettbewerbsfähige
Unternehmensteuersätze herzu-
stellen.

Kompensation schaffen

Abschließend wies Fuest darauf
hin, es sei stets zu berücksichti-
gen, dass eine Steuerreform
auch eine Umverteilung des
Steueraufkommens zwischen
den Ebenen des Staates mit sich
bringe. Eine gezielte Umvertei-
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lung sei indes von der Kommis-
sion „Steuergesetzbuch“ nicht
beabsichtigt. Dementsprechend
werde es auch keine Empfehlung
der Kommission für höhere oder
niedrigere Finanzausstattung der
föderalen Ebenen geben. 

Klar sei aber, dass es in der
Gesamtanwendung möglich sein
müsse, gegebenenfalls die Ver-
lierer für eventuelle Verluste kom-
pensieren zu können. Hier müs-
sten entsprechende Korrektur-
maßnahmen, z.B. die Anpassung
der Umsatzsteuerverteilung, mit
berücksichtigt werden. 

Bauen auf die Politik

Abschließend dankte Lang den
Referenten und den Teilneh-

mern. Er betonte, dass die Kom-
mission „Steuergesetzbuch“ für
die weitere Arbeit auf die Ent-
schlossenheit und Unterstützung
der Politik baue. Überdies erklär-
te der Vorsitzende der Kommis-
sion „Steuergesetzbuch“ aus-
drücklich die Bereitschaft der
gesamten Gruppe, weiter mit
allen Beteiligten und Interessier-
ten zu diskutieren und zusam-
menzuarbeiten.

Immense Bedeutung: Die Einkommensteuer ist zusammen mit der Umsatzsteuer in
Deutschland die wichtigste Finanzierungsquelle des Staates.




